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TOP 5.2 Elektrifizierungsoffensive des Bundes für Schienenstrecken

Elektromobilität ist auf der Schiene schon heute weitgehend verwirklicht: 90 Prozent
aller Verkehrsleistungen auf der Schiene werden bereits elektrisch erbracht und 74 Pro-
zent aller Zugkilometer elektrisch zurückgelegt. Die Eisenbahn fährt überwiegend
elektrisch und in hohem Maße klimaneutral und ist damit allen anderen Verkehrsträgern
deutlich voraus.

Im Koalitionsvertrag wurde das Ziel verankert, den Elektrifizierungsgrad (Anteil der mit
Oberleitungen elektrifizierten Streckenkilometer) auf 70 Prozent zu erhöhen. Um dieses
Ziel zu erreichen, hat der Bund ein umfassendes Elektrifizierungsprogramm aufgelegt.
Das Bahn-Elektrifizierungsprogramm des Bundes wurde am 3. März 2021 veröffentlicht.
Die Ergebnisse zum Ausbauprogramm „Elektrische Güterbahn“ sind dort mit eingeflos-
sen. Die Länder wurden am Tag zuvor über das Programm (einschließlich der Elektrifi-
zierungskarten) und die Ergebnisse der Begutachtung zum Ausbauprogramm „Elektri-
schen Güterbahn“ informiert.

Das Bahn-Elektrifizierungsprogramm des Bundes besteht aus vier Säulen:

· den im Bedarfsplan der Bundesschienenwege enthaltenen Elektrifizierungsmaß-
nahmen (1. Säule),

· den im Bundesprogramm Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) enthal-
tenen Vorhaben zur Elektrifizierung (2. Säule),

· den ergänzenden Programmen zur Elektrifizierung im Schienengüterverkehr
(SGV) (Ausbauprogramm „Elektrische Güterbahn“) und im Rahmen der Struktur-
stärkung (3. Säule)

· sowie der Elektrifizierung durch alternative Fahrzeugantriebe (4. Säule).

Mit den Vorhaben des Bedarfsplans, des GVFG und den Elektrifizierungsmaßnahmen
aus den ergänzenden Programmen im Schienengüterverkehr sowie im Rahmen der
Strukturstärkung wird das Elektrifizierungsziel von 70 Prozent erreicht.

Über das Ziel hinausgehend soll auch auf Strecken ohne Oberleitung zukünftig ein
elektrischer Bahnbetrieb mit alternativen Antrieben ermöglicht werden. Nur durch den
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verstärkten Einsatz von alternativen Antrieben und erneuerbaren Energien kann die
Eisenbahn zu 100 Prozent klimafreundlich werden. Dazu hat der Bund im Februar 2021
ein neues Förderprogramm „Alternative Antriebe im Schienenverkehr“ veröffentlicht. Die
Förderrichtlinie ergänzt die bestehenden Programme durch ihre technologieoffene Aus-
richtung, mit dem Fokus auf eine Förderung von batterieelektrischen als auch von Was-
serstoff- und Brennstoffzellen-Schienenfahrzeugen.

Im 2. Quartal 2021 ist ein Förderaufruf auf Grundlage der Förderrichtlinie geplant. Vor
allem auf weniger befahrenen Nebenstrecken können alternative Antriebe eine kosten-
günstige Alternative zur Vollelektrifizierung mit Oberleitung sein. Alternative Antriebs-
konzepte würden vor allem dem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in den betroffe-
nen Regionen zugutekommen sowie die Attraktivität und die Leistungsfähigkeit der
Strecken deutlich stärken. Dort, wo heute schon alternative Antriebe mit einer signifi-
kanten CO2 auf nichtelektrifizierten Strecken im Güterverkehr einsatzbereit sind, kann
der Erwerb dieser Schienenfahrzeuge bzw. die Umrüstung hin zu alternativen Antrieben
mit der Förderrichtlinie unterstützt werden.

Annähernd 90 Prozent der Zugkilometer im Schienengüterverkehr werden bereits heute
elektrisch zurückgelegt. Der Güterverkehr läuft überwiegend über die großen Hauptkor-
ridore. Deshalb ist für die weitere Steigerung des Elektrifizierungsgrades im Güterver-
kehr vor allem die Umsetzung des Bedarfsplans Schiene (Säule 1) entscheidend. Mit
dem Programm „Elektrische Güterbahn“ hat das BMVI darüber hinausgehend unter-
sucht, ob noch Elektrifizierungslücken im Güterverkehrsnetz bestehen, die geschlossen
werden können. Dabei lag der Fokus einerseits auf den sogenannten Ausweichstre-
cken, die bei möglichen Störungen (z.B. längeren Baumaßnahmen, Betriebseinschrän-
kungen, Havarien oder witterungsbedingten Einflüssen) die Aufrechterhaltung des
Bahnbetriebes ermöglichen und damit die Widerstandfähigkeit („Resilienz“) des Schie-
nennetzes stärken. Und anderseits wurde untersucht, ob es Elektrifizierungslücken von
bundeseigenen Abschnitten der „ersten und letzten Meile“ gibt. Diese führen häufig da-
zu, dass Eisenbahnverkehrsunternehmen aufgrund der kurzen fehlenden Elektrifizie-
rungsabschnitte häufig über den gesamten Laufweg Dieselloks nutzen. Durch die Elekt-
rifizierung kann der Anreiz erhöht werden, den gesamten Laufweg mit Elektrotraktion zu
fahren.

Insgesamt haben Länder, Verbände und DB Netz AG für das Programm „Elektrische
Güterbahn“ 173 Strecken für eine Untersuchung vorgeschlagen, von denen anhand
eines Kriterienkatalogs 34 Strecken für Güterverkehrselektrifizierungen ausgewählt und
einer gesamtwirtschaftlichen Bewertung unterzogen wurden. Im Ergebnis konnte für
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acht zusätzliche Elektrifizierungen für den Güterverkehr die Wirtschaftlichkeit nachge-
wiesen werden:

- Neuburxdorf – Mühlberg,

- Duisburg Hochfeld – Duisburg Mannesmann,

- Wilhelmshaven Ölweiche – Wilhelmshaven Nord,

- Tiefenbroich – Flandersbach (Rohdenhaus),

- Gerstungen – Heimboldshausen (–Unterbreizbach),

- Borstel – Niedergörne,

- Oebisfelde – Glindenberg,

- Bremerhaven - Rotenburg.

Die Wirtschaftlichkeit der vier erstgenannten Vorhaben steht unter dem Vorbehalt, dass
die privaten bzw. kommunalen Anschlussbetreiber ihre zu Beginn der Untersuchung
bekundete Bereitschaft, die notwendige Elektrifizierung der Anschlussstrecken zu über-
nehmen, verbindlich umsetzen.

Die Elektrifizierung der Strecke Bremerhaven – Rotenburg, die der nichtbundeseigenen
Eisenbahn EVB gehört, steht unter dem Vorbehalt der Entwicklung einer rechtlich zu-
lässigen Finanzierungslösung.

Folgende Vorhaben haben sich derzeit als nicht wirtschaftlich herausgestellt.

- Neustadt – Wörth (NKV von 0,96)

- Oldenburg – Osnabrück (NKV von 0,96).

Bei einem Anstieg der Verkehrsmengen auf diesen Relationen können die beiden Vor-
haben im Nachgang zur Bedarfsplanüberprüfung erneut tiefergehend betrachtet wer-
den.

Das Untersuchungsergebnis des Ausbauprogramms „Elektrische Güterbahn“ bestätigt,
dass nahezu alle gesamtwirtschaftlich sich tragenden Elektrifizierungen für den Güter-
verkehr bereits durch den Bedarfsplan Schiene abgedeckt werden. Dies gilt auch für die
Elektrifizierung von Umfahrungsstrecken im Falle der Sperrung wichtiger Hauptstre-
cken. Die Elektrifizierung weiterer Güterzugstrecken mit Fahrdraht ist bis auf wenige
Ausnahmen derzeit nicht wirtschaftlich im Sinne der BHO. Hier sollten mittel- bis lang-
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fristig hybride alternative Antriebe zum Einsatz kommen. Und wo diese für den Güter-
verkehr technisch vorerst noch nicht verfügbar sind, sollen im Übergang zur vollständi-
gen Elektrifizierung alternative Kraftstoffe genutzt werden.

Alle Informationen rund um das Bahn-Elektrifizierungsprogramm des Bundes ein-
schließlich der Ergebnisse zum Ausbauprogramm „Elektrische Güterbahn“ können auf
der Internetseite des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/E/schiene-aktuell/elektrobahn-
klimaschonend-zukunft-bahn-elektrifizierungsprogramm.html) nachgelesen werden.

Um die Elektrifizierungsvorhaben schneller umsetzen zu können, trat am 10. Dezember
2020 das Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen in Kraft. Hierbei wurde u.a. für
kleinere Elektrifizierungsmaßnahmen eine Ausnahme von der gesetzlichen Pflicht zur
Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens vor Baubeginn eingeführt. Die Ausstat-
tung einer kurzen bestehenden Bahnstrecke mit einer Oberleitung einschließlich dafür
notwendiger räumlich begrenzter baulicher Anpassungen, insbesondere von Tunneln
mit geringer Länge oder von Kreuzungsbauwerken, bedarf danach keiner vorausge-
henden planungsrechtlichen Zulassung, sofern die Elektrifizierung als Einzelmaßnahme
nicht der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt.

Wie schnell die Elektrifizierung der Eisenbahn (über Antriebe oder Oberleitungen) vo-
rankommt, hängt neben der Umsetzung des Bedarfsplans Schiene vor allem von der
Geschwindigkeit der Elektrifizierung im SPNV ab. Denn hier ist die Elektrifizierungslü-
cke am größten. Die Länder sind aufgefordert, die ihnen zur Verfügung stehenden Bun-
desmittel entsprechend einzusetzen. Der Bund hat dafür die Weichen gestellt und den
Ländern erhebliche Mittel im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFG), den Einsatz alternativer Antriebe sowie des Strukturstärkungsgesetzes zur
Verfügung gestellt. Mit dem GVFG ist eine Förderung der Elektrifizierung für den SPNV
von bis zu 90 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten möglich, sofern die Fördervo-
raussetzungen, insbesondere der Nachweis der Gesamtwirtschaftlichkeit, erfüllt wer-
den.

In der Vergangenheit wurde der Elektrifizierungsgrad am Anteil der mit Oberleitungen
elektrifizierten Streckenkilometer gemessen. Dies war eine aussagekräftige Messgröße.
Aufgrund des verstärkten Einsatzes alternativer Antriebe ändert sich dies nun, vor allem
im Schienenpersonennahverkehr. Diese Form der Elektromobilität wird durch den
elektrifizierten Streckenkilometer nicht erfasst. Aus diesem Grund wird eine neue aus-
sagekräftige Kennzahl benötigt, an der die Elektrifizierung der Eisenbahn zukünftig ge-
messen werden kann. Das BMVI schlägt daher als neuen Maßstab für die Elektrifizie-
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rung der Eisenbahn die Kenngröße „elektrische Betriebsleistung“ vor, also den prozen-
tualen Anteil mit elektrischer Traktion gefahrener Zugkilometer. Mit dieser Kenngröße
können auch mit alternativen Antrieben elektrisch zurückgelegte Strecken erfasst wer-
den.

Elektrifizierungskarte

Dem Wunsch der Länder nach einer zeitnahen deutschlandweiten Gesamtkonzeption
des Bundes für die Elektrifizierung des Schienennetzes in Form einer Karte ist der Bund
nachgekommen.

Ausgehend von den im Deutschlandtakt unterstellten Elektrifizierungsvorhaben und den
von den Ländern im Rahmen des AK Bahnpolitik übermittelten Elektrifizierungsbedarfs,
wurde eine Netzkarte entwickelt. Die Karte gibt Auskunft über die vorhandenen elektrifi-
zierten Strecken als auch über die geplanten Elektrifizierungsvorhaben. Die Länder ha-
ben dem BMVI ihre Elektrifizierungsvorschläge gemeldet. Diese sind in die Elektrifizie-
rungskarte eingeflossen. Die Aufnahme eines Vorhabens in die Elektrifizierungskarte
beinhaltet aber keine Aussage über die Erfüllung der jeweiligen Fördervoraussetzun-
gen, den aktuellen Projektstand und den Realisierungszeitraum des Vorhabens.

Die Karte wurde den Ländern am 3. März 2021 zur Verfügung gestellt und wird derzeit
abgestimmt.

2. Dimensionierung von Kreuzungsbauwerken an Bahnstrecken ohne konkrete
Festlegung in Bedarfs- und Ausbauplänen

Aufgrund der langen Lebensdauer von Kreuzungsbauwerken sollen mögliche Elektrifi-
zierungsvorhaben bereits frühzeitig bei der Planung kreuzender Straßen berücksichtigt
werden, da die nachträgliche Änderung der lichten Durchfahrtshöhe und -weite die In-
vestitionskosten erfahrungsgemäß erhöht. Voraussetzung für die Berücksichtigung der
Elektrifizierung im Rahmen eines Neu- bzw. Ersatzneubaus ist deren belastbare Reali-
sierungsperspektive („übersehbare Verkehrsentwicklung“) im Sinne
§ 3 Eisenbahnkreuzungsgesetz. Nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz sind Kreu-
zungsbauwerke so zu dimensionieren, dass nicht nur der gegenwärtige Verkehr abge-
wickelt werden kann, sondern auch die zukünftige Verkehrsentwicklung berücksichtigt
wird. Entsprechend sind neue bzw. zu ersetzende Straßenüberführungen über Bahn-
strecken, die elektrifiziert werden sollen, mit einer hierfür ausreichenden lichten Höhe
und Weite auszubilden. Die Länder fordern, dass alle in der o.g. Elektrifizierungskarte
als geplant unterstellten Elektrifizierungsvorhaben als „absehbare Verkehrsentwicklung“
kategorisiert werden sollten.
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Ferner sollten aus Sicht der Länder die Elektrifizierungsvorhaben bereits vor Abschluss
einer Finanzierungsvereinbarung zur „absehbaren Verkehrsentwicklung“ erklärt werden,
sodass die DB AG sich an der Finanzierung neuer oder erneuerter Straßenüberführun- 
gen beteiligen muss, wenn diese eine neue Dimensionierung erfordern. 

Nach Auffassung des BMVI kann aus einer Karte geplanter Elektrifizierungsvorhaben 
noch nicht die absehbare Verkehrsentwicklung abgeleitet werden. Die Elektrifizierungs-
vorhaben der Säule 1 und 3, die konkret im Bedarfsplan bzw. durch eine Förderzusage
im Ausbauprogramm „Elektrische Güterbahn“ sowie durch das Strukturstärkungsgesetz
per Gesetz festgelegt worden sind und die Elektrifizierungsvorhaben der Säule 2, die 
konkret im GVFG-Bundesprogramm endgültig aufgenommen worden sind, können als
absehbare Verkehrsentwicklung im Sinne von § 3 Eisenbahnkreuzungsgesetz unter 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen (in Abhängigkeit des Planungsstandes und ei-
ner gesicherten Finanzierung) gewertet werden. Bei Maßnahmen der Straßenbaulast-
träger kann dann die DB Netz AG bereits im Vorfeld künftiger bundesfinanzierter Maß-
nahmen in Abstimmung mit dem Bund das Verlangen gemäß § 12 Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz stellen, um die erforderliche lichte Höhe bzw. Weite für das spätere Elektri-
fizierungsvorhaben zu erreichen. Der daraus resultierende Kostenanteil der DB Netz 
AG kann grundsätzlich aus dem Bedarfsplan, dem GVFG, dem Investitionsgesetz Koh-
leregionen bzw. aus dem Haushaltstitel für die Förderinitiative „Elektrische Güterbahn“
finanziert werden. Das BMVI wird die entsprechenden Finanzierungsgrundlagen hierfür 
zeitnah schaffen. 

Derzeit können noch keine Aussagen zur übersehbaren Verkehrsentwicklung im Zu- 
sammenhang mit dem Deutschlandtakt getätigt werden. Der dritte Gutachterentwurf des
Zielfahrplans Deutschlandtakt liegt seit Ende Juni 2020 vor. Derzeit erfolgt die volks- 
wirtschaftliche Bewertung der für den Deutschlandtakt erforderlichen Infrastrukturmaß-
nahmen in einem Gesamtplanfall nach der geltenden Methodik der Bundesverkehrs- 
wegeplanung. Erst bei Nachweis der Wirtschaftlichkeit steigen die im Planfall Deutsch-
landtakt abgeleiteten Infrastrukturmaßnahmen gemäß den Regelungen zum Unterab-
schnitt 2 (Vorhaben des potenziellen Bedarfs) in den Vordringlichen Bedarf des Be- 
darfsplans der Bundesschienenwege als Anlage zu § 1 BSWAG auf. Dies ist die Vo- 
raussetzung für eine Wertung der aus dem Deutschlandtakt abgeleiteten Infrastruktur-
maßnahmen als „übersehbare Verkehrsentwicklung“ im Sinne § 3 Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz. 

 


